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SATZUNG ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN  "SCHMIEDEFELD - MITTE" 

Rechtsfestsetzungen vom 13. Mai 2016  

 

Rechtsgrundlagen: 
 
- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414),zuletzt 

geändert durch  Gesetz vom 20. Nov. 2014 (BGBl. I S. 1748) 
  
- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 133), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Juni 2013 (BGBl. S. 1548) 
 

- Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), geändert durch  Gesetz vom 
22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) . 

 
- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357), berichtigt 

am 11. Nov. 2014 (GBl. S. 501) 
 
- die jeweiligen ergänzenden Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften 
 
 
§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
 
Für den räumlichen Geltungsbereich der Bebauungsplan-Satzung ist der zeichnerische Teil in der Fassung vom 13. 
Mai 2016  maßgebend. 
 
 
§ 2 Bestandteile und Anlagen 
 
Die Bebauungsplan-Satzung besteht aus folgenden Unterlagen: 
 
zeichnerischer Teil, Maßstab 1 : 500 in der Fassung vom 13.05.2016  
Planungsrechtliche Festsetzungen in der Fassung vom 13.05.2016  
Hinweise zum Bebauungsplan in der Fassung vom 13.05.2016  
Begründung in der Fassung vom 13.05.2016  
 
 
§ 3 Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig handelt, wer den Festsetzungen des Bebauungsplanes zuwiderhandelt (§ 213 Abs. 1 BauGB). 
 
 
§ 4 Inkrafttreten 
 
Die Satzung über den Bebauungsplan „Schmiedefeld - Mitte“  tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung gemäß § 10 
(3) BauGB in Kraft. 
Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes sind sämtliche Festsetzungen von Bebauungsplänen innerhalb des 
räumlichen Geltungsbereichs dieses Planes aufgehoben. 
 

 
 
Uhingen, den 28. Juli 2016 
 
 
 
  
(Bürgermeister Wittlinger) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

________________________________________________________________________________ 
      Planungsrechtliche Festsetzungen § 9 (1) BauGB und BauNVO 
_________________________________________________________________________________ 
 
1.0.0 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB) (siehe Zeichenerklärung) 
 
1.1.0. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO) 

 
1.1.1 GE Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO (siehe Planeinschrieb) 
 

Zulässig sind (§ 8 Abs. 2 BauNVO): 
1.  Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser und öffentliche Betriebe, 
2.  Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 
3.  Anlagen für sportliche Zwecke. 
 
Je Grundstück sind nicht mehr als 150 m² Verkaufsfläche für Einzelhandel mit nicht 
zentrenrelevantem Sortiment zulässig. 
 
Als nicht zentrenrelevante Sortimente werden definiert: 
 
Antennen, Satellitenanlagen 
Baustoffe, Bauelemente, Heimwerkerbedarf, Fliesen 
Beleuchtungskörper, Lampen 
Berufs- und Motorradbekleidung 
Brennstoffe, Mineralölerzeugnisse 
Campingartikel 
Gartenwerkzeuge, Gartenbaustoffe, Pflege- und Düngemittel, Torf und Erde, Pflanzengefäße, 
Zäune, Gartenhäuser, Gewächshäuser, Naturhölzer 
Elektrowaren (Großgeräte, Elektroinstallation, Computer, Büromaschinen) 
Farben, Lacke 
Kfz, Motorräder, Fahrräder und Zubehör 
Möbel, Küchen, Büromöbel, Gartenmöbel, Sanitär-, Badeinrichtung 
Musikinstrumente (großflächig)  
Pflanzen und Zubehör 
Tapeten, Teppiche, Bodenbeläge 
Tiernahrung, zoolog. Bedarf 
Sportgroßgeräte (z.B. Surfboards, Boote) 
 
 
Nicht zulässig sind (§ 1 Abs. 5 BauNVO): 
Aus 1.  Einzelhandelsbetriebe mit ortskernrelevantem Sortiment  
 
Als ortskernrelevante Sortimente werden definiert: 
 
Nahrungs- und Genussmittel einschließlich der Betriebe des Ernährungshandwerks, Drogerien  
u. a. Wasch- und Putzmittel, Kosmetika, 
Apothekerwaren, 
Blumen, zoologischer Bedarf, 
Oberbekleidung, Kürschnerwaren, sonstige Textilwaren, Wolle u. ä., 
Schuhe, Lederwaren- und Galanteriewaren,  
Sportkleidung, Sportgeräte, 
optische und feinmechanische Geräte, Fotowaren, 
Papier- und Schreibwaren, Bücher, Spielwaren, 
Uhren, Schmuck, Silberwaren, 
Musikalien, 
Elektroartikel 
 
 
Davon wird ausnahmsweise zugelassen:  
-  Einzelhandel von vor Ort produzierten Konfiseriewaren auf einem untergeordneten Teil der 

Betriebsfläche (reine Verkaufsfläche max. 250 m²) 
 



 

Emissionskontingente: 
 
Zur Sicherstellung des vorbeugenden Lärm-Immissionsschutzes sind innerhalb des 
Plangebietes (unterteilt in die Teilflächen TF 1 - TF 5) nur Betriebe und Anlagen zulässig, 
deren Geräusche unter Einbeziehung der innerbetrieblichen Verkehrsanlagen, 
der baulichen Ausbildung (z.B. Wände, Tore, Lüftungseinrichtungen) und der Abschirmung 
durch bauliche Anlagen die in der folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente 
LEK nach DIN 45691 weder tags (06.00 - 22.00 Uhr) noch nachts 
(22.00 - 6.00 Uhr) überschreiten. 
Die Prüfung der Einhaltung erfolgt im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach 
DIN 45691:2006-12 Abschnitt 5. 
 
 

Teilfläche  m² LEK  [dB(A)/m²] 
tags 6-22 h  

LEK  [dB(A)/m²] 
nachts 22-6 h 

TF 1 1.447 65 50 

TF 2 1.687 68 50 

TF 3 1.526 65 50 

TF 4 1.910 60 48 

TF 5 2.332 60 48 

 
Für die in Anlage 1 der Geräuschkontingentierung dargestellten Richtungssektoren A 
- C und F dürfen die festgesetzten Emissionskontingente LEK,j der einzelnen Teilflächen 
um folgende Zusatzkontingente LEK,zus.j erhöht werden: 
 

 
Immissionsort 

Zusatzkontingent LEKzus.j [db(A)/m²] 
tags                                           nachts 

Richtungssektor A 5 5 

Richtungssektor B 5 5 

Richtungssektor C 5 5 

Richtungssektor F 5 5 

 
 

 
 

 
 
 
 
 
 



 

1.1.2 MI Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO (siehe Planeinschrieb) 
 
Zulässig sind (§ 6 Abs. 2 BauNVO): 
1.  Wohngebäude, 
2.  Geschäfts- und Bürogebäude, 
3.  Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes, 
4.  sonstige Gewerbebetriebe 
5.  Anlagen für Verwaltungen sowie für soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
 
Je Grundstück sind nicht mehr als 150 m² Verkaufsfläche für Einzelhandel mit nicht 
zentrenrelevantem Sortiment zulässig. 
 
Als nicht zentrenrelevante Sortimente werden definiert: 
 
Antennen, Satellitenanlagen 
Baustoffe, Bauelemente, Heimwerkerbedarf, Fliesen 
Beleuchtungskörper, Lampen 
Berufs- und Motorradbekleidung 
Brennstoffe, Mineralölerzeugnisse 
Campingartikel 
Gartenwerkzeuge, Gartenbaustoffe, Pflege- und Düngemittel, Torf und Erde, Pflanzengefäße, 
Zäune, Gartenhäuser, Gewächshäuser, Naturhölzer 
Elektrowaren (Großgeräte, Elektroinstallation, Computer, Büromaschinen) 
Farben, Lacke 
Kfz, Motorräder, Fahrräder und Zubehör 
Möbel, Küchen, Büromöbel, Gartenmöbel, Sanitär-, Badeinrichtung 
Musikinstrumente (großflächig)  
Pflanzen und Zubehör 
Tapeten, Teppiche, Bodenbeläge 
Tiernahrung, zoolog. Bedarf 
Sportgroßgeräte (z.B. Surfboards, Boote) 
 
Nicht zulässig sind (§ 1 Abs. 5 BauNVO): 
 
Aus 3.  Einzelhandelsbetriebe mit ortskernrelevantem Sortiment  
 
Als ortskernrelevante Sortimente werden definiert: 
Nahrungs- und Genussmittel einschließlich der Betriebe des Ernährungshandwerks, Drogerien  
u. a. Wasch- und Putzmittel, Kosmetika, 
Apothekerwaren, 
Blumen, zoologischer Bedarf, 
Oberbekleidung, Kürschnerwaren, sonstige Textilwaren, Wolle u. ä., 
Schuhe, Lederwaren- und Galanteriewaren,  
Sportkleidung, Sportgeräte, 
optische und feinmechanische Geräte, Fotowaren, 
Papier- und Schreibwaren, Bücher, Spielwaren, 
Uhren, Schmuck, Silberwaren, 
Musikalien, 
Elektroartikel 
 
Aus 5. Anlagen für kirchliche Zwecke 
6.  Gartenbaubetriebe,  
7.  Tankstellen, 
8.  Vergnügungsstätten 
 

1.1.3 SO - Sonstige Sondergebiete: (§ 11 BauNVO) 
 
Im SO sind Gewächshäuser und dazu notwendige Betriebsgebäude zulässig. 
 
 
 



 

 
1.1.4 Ausnahmen (§ 1 Abs. 6 BauNVO) 
 

a) Gewerbegebiet (GE) 
Von den Nutzungen im Sinne von § 8 Abs. 3 BauNVO sind zugelassen: 
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sind. 
 
Nicht zugelassen sind von den Ausnahmen nach § 8 Abs. 3 BauNVO die Ziff. 
2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 
3. Vergnügungsstätten  
 
b) Mischgebiet (MI) 
Ausnahmen gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO (Vergnügungsstätten) sind nicht zugelassen. 

 
 
2.0.0 Maß der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16 - 21a BauNVO) 
 
2.1.0 Grundflächenzahl ( § 16 Abs. 2 BauNVO und § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO ) 

siehe Einschrieb im Plan 
 
2.2.0  Geschossflächenzahl ( § 16 Abs. 2 BauNVO und § 20 Abs. 2 BauNVO ) 
 siehe Einschrieb im Plan 
 
2.3.0 zulässige Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 2 und § 18 BauNVO) 

 
 Traufhöhe 

Oberkante Flachdachgesims 
Firsthöhe 

GE    Siehe Einschrieb im Plan -- 
MI       8,0m 13,0m 
   
   

 Die Traufhöhen sind Höchstmaße von der festgesetzten Bezugshöhe bis zum Schnitt der 
Außenwand des Hauptbaukörpers mit der Dachhaut. 

 
 Bezugshöhe ist  292,00 m und bezieht sich auf die Fertigfußbodenhöhe, von welcher max. 0,5 m 

abgewichen werden darf. 
  
 Im Mischgebiet sind nur zwei Vollgeschosse zulässig. 
 
3.0.0 Bauweise ( § 9 Abs. 1 Nr. 2  BauGB ) 
 

1. Offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO 
2. Abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO 

 Es gilt die offene Bauweise, es sind jedoch Gebäudelängen über 50 m zulässig. 
 

4.0.0 Flächen für Nebenanlagen, überdachte Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.v.m. 
§§ 14 und 23 BauNVO) 

 
Nebenanlagen, Garagen und überdachte Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 
 

5.0.0 Grünordnerische Festsetzungen (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 
  

Dachbegrünung 
 
Gewerbegebiet (GE): 

 
Die Dächer der Gebäude müssen dauerhaft und fachgerecht begrünt werden. Die Maßnahme 
muss mit Fertigstellung der baulichen Anlage ausgeführt sein. Der Substrataufbau muss 
zumindest eine extensive Begrünung ermöglichen (mind. 8 cm). 



 

Mischgebiet (MI): 
 

Flachdächer ab einer Größe von 50 m² müssen dauerhaft und fachgerecht begrünt werden. Die 
Maßnahme muss mit Fertigstellung der baulichen Anlage ausgeführt sein. Der Substrataufbau 
muss zumindest eine extensive Begrünung ermöglichen (mind. 8 cm). 

 
 
6.0.0 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

 
Die im Lageplan dargestellten Flächen mit Pflanzgebot sind mit heimischen Gehölzen zu 
bepflanzen. Empfohlen werden Sommerlinde, Bergahorn, Esche, Stileiche, Hainbuche, 
Feldahorn, Liguster, Hartriegel, Saalweide, Haselnuss. Je 10 m² muss eine Pflanze gesetzt 
werden. 
 
Die an der nördlichen Grenze vorgesehene Eingrünung sollte wegen der Nähe zu den 
Gleisanlagen und der damit verbundenen Verkehrssicherung nur aus niedrigwüchsigen 
Sträuchern und nicht aus Bäumen bestehen. 

 Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind nach der Darstellung im Lageplan auf privaten 
Grundstücken und auf öffentlichen Flächen heimische Laubbäume folgender Qualität und 
folgender Arten zu pflanzen: 

 3 x V. B., 16-18cm StU 
 Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn) 
 Fagus sylvatica (Rot-Buche) 
 Quercus petraea (Trauben-Eiche) 
 Quercus robur (Stiel-Eiche) 
 

 
7.0.0 Flächen für unterirdische Stützbauwerke zur Herstellung des Straßenkörpers  

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 
 

 Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in den an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden 
Grundstücken unterirdische Stützbauwerke entlang der Grundstücksgrenze in einer Breite bis zu 
ca. 0,2 m und einer Tiefe bis zu 0,5 m zu dulden. 

 
8.0.0 Straßen, Gehwege 
 

 In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer 
Leitungszone in einer Breite von ca. 0,5 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien 
der Telekom vorzusehen. 
 

9.0.0 Höhenlage des Geländes (§ 2 Abs. 2 BauGB) 
 
Die Grundstücksbereiche zwischen öffentlichen Verkehrsflächen und Gebäude sind in ihrer 
Höhenlage den Verkehrsflächen anzugleichen. 
Stützmauern sind unmittelbar an den öffentlichen Verkehrsflächen nicht zulässig. 

 
 

10.0.0 Immissionsschutz (§ 9(1) 24 BauGB) 
 

Die Grundrissanordnung ist so zu wählen, dass an den der Stuttgarter Straße zugewandten 
Fassadenseiten Fensteröffnungen für Räume mit schützenswerten Nutzungen nach Möglichkeit 
vermieden werden. Die zum Lüften erforderlichen Fensteröffnungen der Aufenthaltsräume (z.B. 
Wohnzimmer, Schlaf- und Kinderzimmer) sind auf die der Stuttgarter Straße abgewandten 
Gebäudeseiten zu orientieren. Ausnahmen hiervon können für einzelne Aufenthaltsräume 
zugelassen werden, wenn alle anderen Aufenthaltsräume des Gebäudes die geforderte 
Orientierung aufweisen, gleichzeitig eine Anordnung von Fensteröffnungen des betreffenden 
Aufenthaltsraumes an allen hierfür zulässigen Gebäudeseiten unter der Voraussetzung von 
funktional befriedigenden Raumzuschnitten unmöglich ist und wenn der betreffende Raum 
ersatzweise mit ausreichend dimensionierten Lüftungsanlagen ausgestattet wird.  
 
Die Außenbauteile der Aufenthaltsräume (z.B. Wohnzimmer, Schlaf- und Kinderzimmer) sind 
gemäß den Anforderungen der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ auszuführen. An den 



 

Fassaden liegt maximal die Anforderung von Lärmpegelbereich V (maßgeblicher 
Außenlärmpegel von 71 - 75 dB(A)) vor. Daraus ergibt sich für die Außenbauteile der 
Aufenthaltsräume ein erforderliches Gesamtschalldämmmaß R'W,res von mindestens 45 dB(A). 
Für Büroräume ist bei Lärmpegelbereich V ein Gesamtschalldämmmaß R'W,res von mindestens 
40 dB(A) ausreichend. 
 
 

________________________________________________________________________________ 
 
 Hinweise  
_________________________________________________________________________________ 

 
1.0.0 Eine ständige Grundwasserabsenkung (Drainage) ist nicht zulässig. 
 Gegen eine vorübergehende Grundwasserabsenkung während der Bauzeit werden keine 

grundsätzlichen Bedenken erhoben. Es ist jedoch ein Wasserrechtsverfahren durchzuführen. 
Die Pläne mit Beschreibung sind beim zuständigen Landratsamt – Untere Wasserbehörde – 
einzureichen. 
Auf das hydrogeologische Gutachten des Büros Dr. G. Hafner u. Partner vom 29.09.1994 wird 
verweisen. 

 
2.0.0 Von den Grundstücksflächen darf kein Oberflächenwasser der öffentlichen Straße zugeleitet 

werden. 
 

3.0.0 Archäologische Funde 
 Es ist jedoch nie vollständig auszuschließen, dass im Rahmen von Bodeneingriffen 

archäologische Funde und/oder Befunde zutage treten können. Gemäß § 20 
Denkmalschutzgesetz  ist in einem solchen Fall die Kreisarchäologie Göppingen (07161-
50318-0 oder 5031817; 0173-9017764; r.rademacher@landkreis-goeppingen.de) und das 
Regierungspräsidium Stuttgart / Ref. 86 Denkmalpflege umgehend zu benachrichtigen. 

 Funde/Befunde sind bis zum Ablauf des vierten Werktags nach der Anzeige in unverändertem 
Zustand zu erhalten, sofern nicht die zuständigen Stellen mit einer Verkürzung der Frist 
einverstanden sind. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird 
hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest 
mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

 
 Darüber hinaus können bei tiefer in den Untergrund eingreifenden Maßnahmen jederzeit auch 

archäologisch/paläontologisch wichtige Tier- und Pflanzenreste zutage treten. Nach § 2 des 
Denkmalschutzgesetzes unterliegen entsprechende organische Reste und Fossilien ebenfalls 
dem Denkmalschutz, so dass zumindest auffällige Versteinerungen und Knochen 
meldepflichtig sind. 

 
4.0.0  Abfallvermeidung  

Die Wiederverwendung brauchbaren Erdaushubs auf den Baugrundstücken 
(Erdmassenausgleich) ist anzustreben. 
 

5.0.0 Die Baufeldfreimachung darf  nur im Zeitraum 1. Oktober bis 1. März erfolgen. 
 
6.0.0 Bei Bepflanzung entlang des Bahngeländes ist das Nachbarrechtsgesetz von Baden-

Württemberg einzuhalten. Die Sicht auf Eisenbahnsignale darf nicht beeinträchtigt werden.  
 Entlang dem Grenzbereich zur Bahn dürfen keine Abgrabungen und Auffüllungen 

vorgenommen werden. Die Standsicherheit der Bahnanlagen ist zu gewährleisten. 
 Die Bahn weist auf die verbundenen Gefahren aus dem Eisenbahnbetrieb hin. Eventuell 

erforderliche Schutzmaßnahmen (z. B. Einfriedigung) sind vom Grundstückseigentümer 
vorzunehmen und auf Dauer zu unterhalten. 

 
Immissionen aus dem Betrieb und der Unterhaltung der Eisenbahn sind entschädigungslos zu 
dulden, hierzu gehören auch Bremsstaub, Lärm, Erschütterungen und elektrische 
Beeinflussungen durch magnetische Felder. Schutzmaßnahmen gegen Einwirkungen aus 
dem Bereich der Eisenbahn sind auf Kosten der Anlieger außerhalb des Eisenbahngeländes 
vorzunehmen. 

 



 

7.0.0 Zum Schutz des Bodens ist bei Abtrag eine getrennte Behandlung des Oberbodens und des 
kulturfähigen Unterbodens erforderlich. Zum fachgerechten und schonenden Umgang mit 
Boden gehört es, humosen Oberboden nicht über eine Höhe von max. 2 m zu lagern, die 
Mieten bei längerer Lagerung zu begrünen, Verdichtung zu vermeiden und losen Boden nicht 
mit Radfahrzeugen zu befahren. Der Arbeitsbereich bei den Erschließungsarbeiten ist örtlich 
abzugrenzen. Das Landratsamt Göppingen sollte zwei Wochen vor Baubeginn über die 
Erschließungsarbeiten informiert werden. 

 §1a (2 u. 3) BauGB, § 202 BauGB, §§ 1,2 u. 7 BBodSchG analog, § 15 BNatSchG 
 
 
8.0.0 Die DIN 19731 („Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial“) und DIN 18915 

(„Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“) sind bei der Bauausführung 
einzuhalten. 

 
9.0.0 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes kommen bei ca. 80m Bohrtiefe die Unteren Bunten 

Mergel (Steigerwald-Formation), welche wahrscheinlich Sulfatgestein führend sind. 
Um das Risiko vollständig auszuschließen, dass das Abteufen von Bohrungen in den Unteren 
Bunten Mergeln zur Umwandlung von Anhydrit in Gips und in Folge der hieraus 
resultierenden Volumenzunahme zu erheblichen (Gebäude-) Schäden Dritter führt, wird 
seitens des Landratsamts Göppingen eine vorsorgliche Begrenzung der Bohrtiefe bis auf die 
Oberkante der Steigerwald-Formation (siehe oben) gefordert. 
Dies ist bei der Planung bzw. Bemessung von Erdwärmesonden zu beachten. 
 

10.0.0  Für die Außenbeleuchtung dürfen ausschließlich Leuchtmittel mit streulichtarmer, 
insektenschonender Bauweise und nicht anlockendem Lichtspektrum eingesetzt werden. 
 

11.0.0 Die Lärmemissionskontingentierung ist im nachgelagerten Genehmigungsverfahren zu 
beachten und es muss ein Immissionsgutachten angefertigt werden. 
 

12.0.0 Aufhebung bisheriger Festsetzungen: 
Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplans sind sämtliche genehmigten Festsetzungen von 
bisher bestehenden Bebauungsplänen, Baulinienplänen und Änderungen von 
Bebauungsplänen innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs dieses Plans aufgehoben. 

 
 



 

 

Stadt Uhingen 

Uhingen 
Landkreis Göppingen 
 

Satzung über örtliche Bauvorschriften  

für den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
„SCHMIEDEFELD - MITTE“ 

 
 
 
Gefertigt: 
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Satzung über örtliche Bauvorschriften zum 
BEBAUUNGSPLAN „SCHMIEDEFELD - MITTE“ 
 
Rechtsgrundlagen: 
 

- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO)  in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357), 
berichtigt am 11.11.2014  (GBl. S. 501)  

 
- Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, ber. S. 

698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.04.2013 (GBl. S. 55) 
 
 
Aufgrund des § 74 (1) und (7) LBO Baden-Württemberg i.V.m. § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(GemO) hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 13. Mai 2016  die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan 
„Schmiedefeld - Mitte“  als Satzung beschlossen. 
 
 
§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 

 
Der räumliche Geltungsbereich der Satzung über die örtlichen Bauvorschriften ist mit dem räumlichen 
Geltungsbereich der Bebauungsplan-Satzung „Schmiedefeld - Mitte“   deckungsgleich. 

 
§ 2 Bestandteile und Anlagen 

 
Die Satzung über die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan „Schmiedefeld-Mitte“   besteht aus 
folgenden Unterlagen: 
 
I. Örtliche Bauvorschriften in der Fassung vom 13.05.2016 

 
§ 3 Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne des § 75 Landesbauordnung (LBO) handelt, wer den Festsetzungen der örtlichen 
Bauvorschriften zuwiderhandelt. 

 
§ 4 Inkrafttreten 

 
Die Satzung über die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan „Schmiedefeld-Mitte“   tritt mit der 
ortsüblichen Bekanntmachung gemäß § 10 (3) BauGB in Kraft. 
 
Mit Inkrafttreten dieser Satzung sind sämtliche Bauvorschriften von Bebauungsplänen innerhalb des 
räumlichen Geltungsbereichs dieses Planes aufgehoben. 

 
 
 

 
Uhingen, den 28. Juli 2016 
 
 
 
  
(Bürgermeister Wittlinger) 



 

 

________________________________________________________________________________ 
 
Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 74 Abs. 1 LBO)  
_________________________________________________________________________________ 
 

1.0.0 Dachgestaltung (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

 
1.1.0 Dachgestaltung im GE 
  
 zulässig sind: 

Flachdächer, Dachneigung 0-8º 
Zulässige Höhe s. Textteil  2.3.0 

 
1.1.1 Dachgestaltung MI 

 
zulässig sind:  

- Flachdächer, Dachneigung 0-8º 

- Satteldächer, Dachneigung 30~ 45 
zulässige Höhe s. Textteil 2.3.0, bei Garagen und Bauteilen mit einem Vollgeschoss sind auch 
andere Dachformen zulässig. 

 
2.0.0 Fassaden- und Dachgestaltung 

 

 Glänzende und reflektierende Materialien und grelle Farbgebungen sind mit Ausnahme von 

Solar- und Photovoltaikanlagen nicht zugelassen. 

 
3.0.0 Werbeanlagen 

 
Werbeanlagen sind zulässig 
- am Gebäude 
- als selbständige Anlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen bis zu einer 

Höhe von max. 5,0m. 
 

 
4.0.0 Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen der bebauten 

Grundstücke (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 
 

 Stellplätze sind aus Gründen der Flächenversiegelung wasserdurchlässig herzustellen (z.B. 

Schotterrasen, Sickersteine, Rasenpflaster). 
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Bebauungsplan „Schmiedefeld Mitte“ 

der Gemarkung Uhingen 

nach § 3 Abs. 1 BauGB  

Begründung zum Bebauungsplan 

 

 

1. Erfordernis der Planaufstellung 

2. Einordnung in die übergeordnete Planung 

3. Einfügung in bestehende Rechtsverhältnisse 

4. Beschreibung des Bestandes 

5. Planungskonzeption 

6. Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 

7. Begründung der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen 

8. Umfang der Erschließung 

9. Natur und Umwelt – Tierökologische Untersuchung 

10. Planverwirklichung 

11. Kosten 
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1. Erfordernis der Planaufstellung 

An die Stadt Uhingen werden immer wieder Wünsche von ortsansässigen Handwerks- 
und Gewerbebetrieben nach Gewerbebauplätzen herangetragen. Die 
Betriebsverlagerungen werden meistens notwendig, weil der erhöhte Platzbedarf am 
aktuellen Standort nicht umsetzbar ist oder sich Störungspotentiale gegenüber der 
umgebenden Wohnbebauung ergeben. 
Im Gebiet der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Albershausen/ Uhingen stehen 
Gewerbeflächen aber nur noch in sehr eingeschränktem Maße zur Verfügung. Die 
derzeit noch nicht bebauten, als Gewerbeflächen ausgewiesenen Grundstücke stehen 
auf Grund der Eigentumsverhältnisse in den nächsten Jahren nicht zur Verfügung bzw. 
werden als Ersatzflächen der dortigen Betriebe vorgehalten.  
 
Um dem Expansionsbedarf insbesondere der klein- und mittelständischen Unternehmen 
nachkommen zu können, ist die Ausweisung neuer gewerblicher Bauflächen dringend 
notwendig.  
Mit der Schaffung neuer Gewerbeflächen kann auch dem Planungsgrundsatz des 
Regionalplans zur Sicherung und Weiterentwicklung von Arbeitsplätzen nachhaltig 
Rechnung getragen werden. 
 

2. Einordnung in die übergeordnete Planung 
Der seit 01.05.1999 gültige Flächennutzungsplan weist für die Grundstücke Flst. 1245/5, 
1244/4, 1244/7 und 1116/1 eine gewerbliche Nutzung aus , für die Grundstücke 1245/3, 
1244/5, 1244/6 und 1244/1 ist eine Mischgebietsnutzung vorgesehen. Das Grundstück 
Flst. 1112/1 ist als Sondergebiet ausgewiesen.  
Durch einen Flächentausch wird ein Teil des Sondergebietes auf eine im Vorentwurf 
dieses Bebauungsplanes als Gewerbegebiet ausgewiesene Fläche verlegt und 
umgekehrt, dadurch wird eine Flächennutzungsplanänderung notwendig. Das Verfahren 
nach § 13a erlaubt eine vereinfachte Anpassung des Flächennutzungsplans in Form 
einer Berichtigung. Diese wird in der nächsten Sitzung der Vereinbarten 
Verwaltungsgemeinschaft Albershausen/Uhingen eingeleitet werden. 
 

3. Einfügung in bestehende Rechtsverhältnisse 
Die Grundstücke Flst. 1245/1 und /3 liegen im Bereich des Bebauungsplans „Untere 
Kürze – westliches Schmiedefeld“ genehmigt am 28.01.1972. Das Grundstück 1112/1 
liegt im Bereich des Bebauungsplanes „Schmiedefeld“ rechtskräftig seit 24.02.2001. 
Die weiteren Grundstücke liegen im unbeplanten Innenbereich und sind momentan nach 
§ 34 BauGB zu beurteilen.  
Da es sich um eine Fläche von ca. 1,8 ha innerhalb des Stadtgebiets von Uhingen 
handelt, kann das vereinfachte Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch angewandt 
werden. 
 

4. Beschreibung des Bestandes 
Die Plangrundstücke umfassen eine Fläche von ca. 1,8 ha und liegen im westlichen 
Ortsbereich der Gemarkung Uhingen im Gewerbegebiet Schmiedefeld. Das Plangebiet 
umfasst sowohl Ackerflächen als auch Grundstücke mit Garten- und Wiesenflächen, 
eine Gärtnerei mit weit überwiegender Freilandnutzung (diese soll weiter bestehen 
bleiben) und mit Wohnhäusern genutzte Grundstücke. Die bebauten Grundstücke 
befinden sich im Privateigentum, genauso die Gärtnerei, die unbebauten Grundstücke 
sind weitestgehend im Eigentum der Stadt Uhingen, so dass eine Planung direkt 
umgesetzt werden kann.  

  
 Die vorhandenen Einrichtungen der öffentlichen Verkehrsmittel sind Bus und Bahn. Die 

Entfernung zum Bahnhof beträgt ca. 1000 m. Eine Bushaltestelle befindet sich in der 
Nähe des Plangebiets in der Stuttgarter Straße. 

 
 Die Ver- und Entsorgung ist gesichert. 
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5. Planungskonzeption 

Auf der bisher als Acker bzw. Wiese genutzten Fläche sollen künftig gewerbliche 
Nutzungen durch kleinere Handwerks- und Gewerbebetriebe möglich sein. Damit kann 
die Möglichkeit für eine quantitative und qualitative Expansion ortsansässiger 
Gewerbebetriebe geschaffen werden.  
Das gärtnerisch-landwirtschaftlich genutzte Sondergebiet, welches bisher Teil des 
Bebauungsplans „Schmiedefeld“ ist, wird in die Planung einbezogen und zu einem Teil 
auf eine bislang schon als Acker genutzte Fläche verlegt. SO1 ist unverändert in 
Nutzung und Lage. Das bisher als „SO2“ bezeichnete Gelände (bisher im Bereich 
Plochinger- / Stuttgarter Straße) wird in etwa flächengleich in den Bereich westlich des 
SO1 verlegt.  Insgesamt sind dies 3.135 m² (SO2), davon 2.840 m² gleichwertiger 
Ackerboden und 295 m² Wiesenfläche. Für die beiden (SO1 und SO2), bislang in der 
Nutzung unterschiedlichen Flächen wird nun die Nutzung einheitlich geregelt, so dass 
eine Erweiterung mit Gewächshäusern ermöglicht wird.  
 

 Anmerkung Landwirtschaftsfläche 
Außer im Hinblick auf die Bodenqualität ist der Standort des bislang als Ackerland  
genutzten Geländes für landwirtschaftliche Zwecke direkt an der Stuttgarter Straße als 
schwierig zu betrachten. Sowohl die starken verkehrsbedingten Immissionen, als auch 
die Emissionen der bereits in unmittelbarer Nachbarschaft bestehenden 
Gewerbebetriebe beeinträchtigen die Qualität von  landwirtschaftlichen Produkten. 
Insoweit wird dem Interesse, einer starken Gewichtung des städtebaulichen Zieles, die 
Baulücke zu schließen, Vorrang gewährt. Ein weiteres wichtiges städtebauliches Ziel ist 
die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen in zentrumsnaher Lage. 
 
Generell bleibt festzustellen, dass die Entwicklung der innerorts liegenden Flächen 
ausgewogen ist und den Belangen von Landwirtschaft, Gewerbe und Wohnen 
entspricht. Der Verlust von lediglich 0,6 ha landwirtschaftlicher Fläche kann vertreten 
werden, da dadurch eine Entwicklung in den Außenbereich hinaus vermieden wird. 
 
Anmerkung Gärtnereifläche (SO) 
Hier wurde ein einvernehmlicher Flächentausch mit dem Eigentümer, der auch Betriebs- 
inhaber ist, vorgenommen. Die flächengleiche Verlegung der Freilandflächen von der 
Stuttgarter/ Plochinger Straße in den Bereich westlich des SO 1 ist sicherlich im Hinblick 
auf die Verkehrsimmissionen (Staub, Ruß, Abgase) äußerst sinnvoll und hebt die 
Qualität der bewirtschafteten Flächen an. Die vorgesehene Nutzung auf dem Gelände 
des GE 2 und GE 3 (Konfiserie) ist im Hinblick auf zu erwartende Emissionen 
unbedenklich. 
Intention der Planung war, die Gärtnerei in Fläche und Nutzungsart zu erhalten. Dies 
war auch im Einvernehmen mit dem Betriebsinhaber geschehen. 
Durch die Verlagerung der Teilfläche „SO2“ bestehen aus städtebaulichen und 
gestalterischen Gründen keine Vorbehalte, Gewächshäuser jetzt auf der gesamten 
Fläche zuzulassen. 

 
6.  Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 
 
1.1.0. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO) 

 
1.1.1 GE Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO (siehe Planeinschrieb) 
 

Zulässig sind (§ 8 Abs. 2 BauNVO): 
1.  Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser und öffentliche Betriebe, 
2.  Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 
3.  Anlagen für sportliche Zwecke. 
 
Je Grundstück sind nicht mehr als 150 m² Verkaufsfläche für Einzelhandel mit nicht 
zentrenrelevantem Sortiment zulässig. 
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Als nicht zentrenrelevante Sortimente werden definiert: 
Antennen, Satellitenanlagen 
Baustoffe, Bauelemente, Heimwerkerbedarf, Fliesen 
Beleuchtungskörper, Lampen 
Berufs- und Motorradbekleidung 
Brennstoffe, Mineralölerzeugnisse 
Campingartikel 
Gartenwerkzeuge, Gartenbaustoffe, Pflege- und Düngemittel, Torf und Erde, Pflanzengefäße, 
Zäune, Gartenhäuser, Gewächshäuser, Naturhölzer 
Elektrowaren (Großgeräte, Elektroinstallation, Computer, Büromaschinen) 
Farben, Lacke 
Kfz, Motorräder, Fahrräder und Zubehör 
Möbel, Küchen, Büromöbel, Gartenmöbel, Sanitär-, Badeinrichtung 
Musikinstrumente (großflächig)  
Pflanzen und Zubehör 
Tapeten, Teppiche, Bodenbeläge 
Tiernahrung, zoolog. Bedarf 
Sportgroßgeräte (z.B. Surfboards, Boote) 
 
Nicht zulässig sind (§ 1 Abs. 5 BauNVO): 
Aus 1.  Einzelhandelsbetriebe mit ortskernrelevantem Sortiment  
 
Als ortskernrelevante Sortimente werden definiert: 
Nahrungs- und Genussmittel einschließlich der Betriebe des Ernährungshandwerks, 
Drogerien  
u. a. Wasch- und Putzmittel, Kosmetika, 
Apothekerwaren, 
Blumen, zoologischer Bedarf, 
Oberbekleidung, Kürschnerwaren, sonstige Textilwaren, Wolle u. ä., 
Schuhe, Lederwaren- und Galanteriewaren,  
Sportkleidung, Sportgeräte, 
optische und feinmechanische Geräte, Fotowaren, 
Papier- und Schreibwaren, Bücher, Spielwaren, 
Uhren, Schmuck, Silberwaren, 
Musikalien, 
Elektroartikel 
 
Davon wird ausnahmsweise zugelassen:  
-  Einzelhandel von vor Ort produzierten Konfiseriewaren auf einem untergeordneten Teil der 

Betriebsfläche (reine Verkaufsfläche max. 250 m²) 

 
Emissionskontingente 
 
Zur Sicherstellung des vorbeugenden Lärm-Immissionsschutzes sind innerhalb des 
Plangebietes (unterteilt in die Teilflächen TF 1 - TF 5) nur Betriebe und Anlagen zulässig, 
deren Geräusche unter Einbeziehung der innerbetrieblichen Verkehrsanlagen, 
der baulichen Ausbildung (z.B. Wände, Tore, Lüftungseinrichtungen) und der Abschirmung 
durch bauliche Anlagen die in der folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente 
LEK nach DIN 45691 weder tags (06.00 - 22.00 Uhr) noch nachts 
(22.00 - 6.00 Uhr) überschreiten. 
Die Prüfung der Einhaltung erfolgt im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach 
DIN 45691:2006-12 Abschnitt 5. 
 

Teilfläche  m² LEK  [dB(A)/m²] 
tags 6-22 h  

LEK  [dB(A)/m²] 
nachts 22-6 h 

TF 1 1.447 65 50 

TF 2 1.687 68 50 

TF 3 1.526 65 50 

TF 4 1.910 60 48 

TF 5 2.332 60 48 
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Im Rahmen der Bauleitplanung ist sicherzustellen, dass durch das Heranrücken des 
Gewerbegebietes an die Wohnbebauung keine unzulässigen Lärmimmissionen 
hervorgerufen werden. 
Aus diesem Grund wurde eine schalltechnische Untersuchung zur Geräuschkontingentierung 
erstellt und die Ergebnisse dieses Gutachtens in die Planung eingearbeitet. 
Auch auf der Fläche des Sondergebietes wurden Kontingente festgesetzt. Die Planung 
berücksichtigt somit die Möglichkeit, das Sondergebiet in ein Gewerbegebiet umzuwandeln. 
 
Entsprechend der Zielsetzung des Bebauungsplanes soll das Gewerbegebiet zur Ansiedlung 
von produzierendem und verarbeitendem Gewerbe dienen.  
Die Beschränkung für Einzelhandel soll verhindern, dass hier in Konkurrenz zum Stadtkern ein 
Einkaufsschwerpunkt entsteht, der Kaufkraft in ein verkehrstechnisch und infrastrukturell nicht 
integriertes Gebiet lenkt. 
 
Um eine Agglomeration von Einzelhandel mit nicht zentrenrelevantem Sortiment auszu-
schließen, wird die Verkaufsfläche für jedes Grundstück auf 150 m² begrenzt. Durch diese 
Maßnahme und die Grundstückszuschnitte ist es nicht realistisch und auch nicht zu erwarten, 
dass die Grenze zur Großflächigkeit  von 800 m² insgesamt (im Gewerbegebiet und im 
Mischgebiet) überschritten werden wird. Auch ein „Windhundrennen“ ist auf Grund der Größe 
und Zuschnitte der Grundstücke nicht zu erwarten, zumal der Bereich GE 2 und 3 eine 
einheitliche Nutzung erfahren wird.  
Damit wird den Festsetzungen des Regionalplanes entsprochen. 
 
Die Ausnahme für vor Ort produzierte Konfiseriewaren wird zugelassen, weil ein ortsansäs-
siger Betrieb expandieren möchte.  
Geplant ist  eine Schauproduktion mit Erlebniswelt und Fabrikverkauf, welche großzügige 
Präsentationsflächen benötigen. Es soll eine Darstellung der historischen Entwicklung des 
Betriebes erfolgen, auch historische Maschinen sollen ausgestellt werden.  
Die Fläche von 250 m² für Einzelhandel von vor Ort produzierten Konfiseriewaren kann in 
einem größeren Raum aufgeteilt untergebracht werden. 
Für diese Erweiterung stehen im Ortskern keine geeigneten Flächen zur Verfügung. 
Der innerörtliche Einzelhandel sowie der Einzelhandel in den Nachbarorten sind nicht tangiert, 
da es sich um ein spezielles Marktsegment handelt.  
Diesem Betrieb, mit inzwischen über hundertjähriger Tradition, hier in Uhingen eine 
zeitgemäße Entwicklungsmöglichkeit zu bieten, ist Teil der örtlichen Wirtschaftsförderung. 

 
1.1.2 MI Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO (siehe Planeinschrieb) 

 
Zulässig sind (§ 6 Abs. 2 BauNVO): 
1.  Wohngebäude, 
2.  Geschäfts- und Bürogebäude, 
3.  Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes, 
4.  sonstige Gewerbebetriebe 
5.  Anlagen für Verwaltungen sowie für soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
 
Je Grundstück sind nicht mehr als 150 m² Verkaufsfläche für Einzelhandel mit nicht 
zentrenrelevantem Sortiment zulässig. 
 
Als nicht zentrenrelevante Sortimente werden definiert: 
 
Antennen, Satellitenanlagen 
Baustoffe, Bauelemente, Heimwerkerbedarf, Fliesen 
Beleuchtungskörper, Lampen 
Berufs- und Motorradbekleidung 
Brennstoffe, Mineralölerzeugnisse 
Campingartikel 
Gartenwerkzeuge, Gartenbaustoffe, Pflege- und Düngemittel, Torf und Erde, Pflanzengefäße, 
Zäune, Gartenhäuser, Gewächshäuser, Naturhölzer 
Elektrowaren (Großgeräte, Elektroinstallation, Computer, Büromaschinen) 
Farben, Lacke 
Kfz, Motorräder, Fahrräder und Zubehör 



 - 6 - 

 
Möbel, Küchen, Büromöbel, Gartenmöbel, Sanitär-, Badeinrichtung 
Musikinstrumente (großflächig)  
Pflanzen und Zubehör 
Tapeten, Teppiche, Bodenbeläge 
Tiernahrung, zoolog. Bedarf 
Sportgroßgeräte (z.B. Surfboards, Boote) 
 
Nicht zulässig sind (§ 1 Abs. 5 BauNVO): 
 
Aus 3.  Einzelhandelsbetriebe mit ortskernrelevantem Sortiment  
 
Als ortskernrelevante Sortimente werden definiert: 
Nahrungs- und Genussmittel einschließlich der Betriebe des Ernährungshandwerks, 
Drogerien u. a. Wasch- und Putzmittel, Kosmetika,Apothekerwaren, 
Blumen, zoologischer Bedarf, 
Oberbekleidung, Kürschnerwaren, sonstige Textilwaren, Wolle u. ä., 
Schuhe, Lederwaren- und Galanteriewaren,  
Sportkleidung, Sportgeräte, 
optische und feinmechanische Geräte, Fotowaren, 
Papier- und Schreibwaren, Bücher, Spielwaren, 
Uhren, Schmuck, Silberwaren, 
Musikalien, 
Elektroartikel 
 
Aus 5. Anlagen für kirchliche Zwecke 
6.  Gartenbaubetriebe,  
7.  Tankstellen, 
8.  Vergnügungsstätten. 
 
Die Beschränkung für Einzelhandel soll verhindern, dass hier in Konkurrenz zum Stadtkern ein 
Einkaufsschwerpunkt entsteht, der Kaufkraft in ein verkehrstechnisch und infrastrukturell nicht 
integriertes Gebiet lenkt. 
 
Um eine Agglomeration von Einzelhandel mit nicht zentrenrelevantem Sortiment auszu-
schließen, wird die Verkaufsfläche für jedes Grundstück begrenzt. Durch diese Maßnahme, 
sowie die Grundstückszuschnitte ist es nicht realistisch und auch nicht zu erwarten, dass die 
Grenze zur Großflächigkeit  von 800 m² insgesamt (im Gewerbegebiet und im Mischgebiet) 
überschritten werden wird. Auch ein „Windhundrennen“ ist auf Grund der Größe und 
Zuschnitte der Grundstücke nicht zu erwarten. 
Damit wird den Festsetzungen des Regionalplanes entsprochen. 
 
Gartenbaubetriebe sind von der Struktur und dem Geländebedarf nicht für dieses Plangebiet 
geeignet. 
Weitere Tankstellen sind mit der hier vorhandenen Wohnnutzung und einer sinnvollen und 
sicheren Verkehrsführung in den Kreuzungsbereichen nicht vereinbar  
 
Vergnügungsstätten und auch Anlagen für kirchliche Zwecke würden sich nachteilig auf die 
vorhandene Nutzungsstruktur auswirken, zumal immer benachbarte Wohnnutzungen 
insbesondere auch in den Abend- und Nachtstunden zusätzlich belastet würden. 
 
 

1.1.3 SO - Sonstige Sondergebiete: (§ 11 BauNVO) 
 
Im SO sind Gewächshäuser und dazu notwendige Betriebsgebäude zulässig. 
 
Das Sondergebiet ist für eine landwirtschaftliche Fläche vorgesehen, die aufgrund der 
städtebaulichen Situation bzw. der Lage hinsichtlich der Überbauung mit landwirtschaftlichen 
Gebäuden beschränkt wird. 
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1.1.4 Ausnahmen (§ 1 Abs. 6 BauNVO) 
 

a) Gewerbegebiet (GE) 
Von den Nutzungen im Sinne von § 8 Abs. 3 BauNVO sind zugelassen: 
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sind. 
 
Nicht zugelassen sind von den Ausnahmen nach § 8 Abs. 3 BauNVO die Ziff. 
2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 
3. Vergnügungsstätten  
 
Die Unzulässigkeit der angeführten Ausnahmen im Gewerbegebiet sind dahingehend 
begründet, dass diese nur ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (Anlagen für kirchliche, 
kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke und Vergnügungsstätten) in diesem Bereich 
städtebaulich nicht gewünscht werden und dem Gebietscharakter nicht entsprechen. 
Entsprechende Einrichtungen können an anderen Stellen des Bebauungsplans bzw. der Stadt 
untergebracht werden. 
 
b) Mischgebiet (MI) 
Ausnahmen gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO (Vergnügungsstätten) sind nicht zugelassen. 
 
Die nachteiligen Auswirkungen auf die vorhandenen Wohnnutzungen ergäben sich in diesem 
Gebiet auch aus ausnahmsweise zugelassenen Vergnügungsstätten. 
 

2.0.0 Maß der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16 - 21a BauNVO) 

 
Das Maß der baulichen Nutzung wird begrenzt durch die Festlegung von Grundflächenzahlen, 
Geschossflächenzahl und zulässigen Gebäudehöhen. Dabei wird im Mischgebiet in dem 
überwiegend durch Wohnen geprägten, kleinteilig strukturierten Quartier eine 
Grundflächenzahl von 0,4 festgesetzt.  Im Gewerbegebiet wird eine Grundflächenzahl von 0,6 
bzw. 0,7 festgesetzt. 
Das Maß der baulichen Nutzung orientiert sich an der vorhandenen Bebauung sowie  
der künftig gewünschten Entwicklung. Dabei sollen die Traufhöhe und die Firsthöhe auf ein 
städtebaulich vertretbares Maß festgeschrieben werden, so dass eine Höhenbeschränkung 
hinsichtlich der Gesamthöhe der Gebäude festgesetzt ist. Im MI wird eine zweigeschossige 
Bebauung festgesetzt, da hier nur der Bestand abgesichert werden soll. Außerdem ist 
entsprechend den Aussagen im Klimagutachten zu vermeiden, dass durch überhöhte bauliche 
Anlagen der Kaltluftfluss im Filstal gestört wird. 
 

3.0.0 Bauweise ( § 9 Abs. 1 Nr. 2  BauGB ) 
 

1. Offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO 
2. Abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO 

 Es gilt die offene Bauweise, es sind jedoch Gebäudelängen über 50 m zulässig. 
 
Die Festsetzung der Bauweise entspricht der städtebaulichen Prägung der Stadt Uhingen. 
Gebäude über 50 m sind im Bereich des Gewerbegebietes städtebaulich vertretbar.  
 
 

4.0.0 Flächen für Nebenanlagen, überdachte Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
i.v.m. §§ 14 und 23 BauNVO) 

 
Nebenanlagen, Garagen und überdachte Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 
 
Auf Grund der großzügigen Ausweisung von Baufenstern sind genug Möglichkeiten 
vorhanden, Garagen oder sonstige Nebenanlagen zu errichten. Die übrigen Flächen sollen 
bewusst von einer Nutzung mit Hochbauten frei gehalten werden. 
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5.0.0 Grünordnerische Festsetzungen (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 
  

Dachbegrünung nur für das Gewerbegebiet (GE): 
 

Die Dächer der Gebäude müssen dauerhaft und fachgerecht begrünt werden. Die Maßnahme 
muss mit Fertigstellung der baulichen Anlage ausgeführt sein. Der Substrataufbau muss 
zumindest eine extensive Begrünung ermöglichen. 
 
 
Mischgebiet (MI): 

 
Flachdächer ab einer Größe von 50 m² müssen dauerhaft und fachgerecht begrünt werden. 
Die Maßnahme muss mit Fertigstellung der baulichen Anlage ausgeführt sein. Der 
Substrataufbau muss zumindest eine extensive Begrünung ermöglichen (mind. 8 cm). 

 
Durch die extensive Dachbegrünung werden Insektenlebensräume und Trittsteinbiotope für 
Vögel geschaffen. Des Weiteren reguliert die Dachbegrünung den Abfluss des anfallenden 
Regenwassers. 

  
6.0.0 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

 
Die Pflanzgebote dienen einem positiven städtebaulichen Erscheinungsbild des Plangebietes 
und sollen eine Eingrünung der gewerblichen Bauten bewirken. Außerdem dient eine 
Durchgrünung der Verbesserung des Kleinklimas. 
 
 

7.0.0 Flächen für unterirdische Stützbauwerke zur Herstellung des Straßenkörpers  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 
 

Um einen technisch ordnungsgemäßen Ausbau der öffentlichen Verkehrsflächen 
gewährleisten zu können, sind unwesentliche unterirdische Eingriffe in die Privatgrundstücke 
nicht zu vermeiden. 

8.0.0 Straßen, Gehwege 
 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer 
Leitungszone in einer Breite von ca. 0,5 m für die Unterbringung der 
Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. 
 

9.0.0 Höhenlage des Geländes (§ 2 Abs. 2 BauGB) 
 
Im Plangebiet sind ebene Geländeverhältnisse vorhanden, welche mit dem Bebauungsplan 
erhalten werden sollen. 

 
10.0.0 Immissionsschutz (§ 9(1) 24 BauGB) 

 
Bei der Berechnung der Beurteilungspegel wurde festgestellt, dass an den bestehenden 
Wohngebäuden entlang der Stuttgarter Straße die Orientierungswerte nach DIN 18005 
aufgrund der Einwirkungen des Straßenverkehrs überschritten werden. Es  sind zum Schutz 
von Menschen  entsprechende Vorkehrungen zu treffen. 

 
 
7.  Begründung der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen 
 
1.0.0 Dachgestaltung (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

 
1.1.0 Dachgestaltung im GE 
  
 zulässig sind: 

Flachdächer, Dachneigung 0-8º 
Zulässige Höhe s. Textteil  2.3.0 

 



 - 9 - 

1.1.1 Dachgestaltung MI 
 
zulässig sind:  
- Flachdächer, Dachneigung 0-8° 

- Satteldächer, Dachneigung 30~ 45 
zulässige Höhe s. Textteil 2.3.0, bei Garagen und Bauteilen mit einem Vollgeschoss sind auch 
andere Dachformen zulässig. 

 
 

2.0.0 Fassaden- und Dachgestaltung 

 

 Glänzende und reflektierende Materialien und grelle Farbgebungen sind mit Ausnahme von 

Solar- und Photovoltaikanlagen nicht zugelassen. 

 
Die Festsetzungen entsprechen der vorhandenen Bebauung und orientieren sich an der 
umgebenden Bebauung. Damit wird gewährleistet, dass eine städtebaulich einheitliche 
Ortsgestaltung bleibt. 

 
3.0.0 Werbeanlagen 

 
Werbeanlagen sind zulässig 
- am Gebäude 
- als selbständige Anlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen bis zu einer 

Höhe von max. 5,0m. 

 
Die Einschränkungen dienen dazu eine städtebaulich vertretbare Gestaltung der großen 
Gebäudefassaden zu erreichen.  
Werbeanlagen werden in ihrer Größe und Ausgestaltung beschränkt, damit die Erscheinung 
des Gewerbegebietes nicht übermäßig durch diese belastet wird.  
 

4.0.0 Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen der bebauten 
Grundstücke (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 
 

 Stellplätze sind aus Gründen der Flächenversiegelung wasserdurchlässig herzustellen (z.B. 

Schotterrasen, Sickersteine, Rasenpflaster). 

 
Um die Wirkung der Versiegelung abzumildern, sollen die Stellplätze wasserdurchlässig 
hergestellt werden. 
 

8. Umfang der Erschließung 
 

Die Fahr- und Fußwegerschließung erfolgt über die Schmiedefelder Straße bzw. die 
Plochinger Straße. Eine größere Dimensionierung der vorhandenen Ver- und 
Entsorgungseinrichtungen ist nicht erforderlich.  
Seit der Einleitung des Verfahrens hat sich folgende Änderung ergeben: Durch einen 
Grundstückstausch ist ein Anschluss an die Plochinger Straße möglich, die bisher 
geplante Wendeplatte kann entfallen. Die Ver- und Entsorgung des Plangebiets wird 
durch den Anschluss an die vorhandene Infrastruktur sichergestellt. 

 
 
9.  Natur und Umwelt 
 
 Tierökologische Untersuchung 
 

Verfahrenstechnisch wird die Aufstellung des Bebauungsplans im vereinfachten 
Verfahren nach § 13 a BauGB durchgeführt, da es sich um eine Bebauung im 
Innenbereich handelt. Die Erstellung eines formellen Umweltberichtes ist nicht 
erforderlich. Eine überschlägige Prüfung der Umweltbelange ist dennoch der 
Begründung des Bebauungsplanes beizufügen. 
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Für die Grundstücke Flst. 1116, 1244 und 1245 wurde ein artenschutzfachliches 
Gutachten erstellt. Dieses kommt zu dem Schluss, dass aus artenschutzfachlicher Sicht 
kein Hinderungsgrund für die geplante Nutzung der Grundstücke besteht. 
 
Die Hälfte des Flst. 1112/1 zur Stuttgarter Straße hin wurde bislang durch einen 
Gärtnereibetrieb intensiv landwirtschaftlich genutzt. Ein Hinderungsgrund für die 
geplante Nutzung dieses Teils des Grundstückes wird nicht gesehen, zumal der Teil der 
Sondergebietsfläche ja nicht wegfällt, sondern nur auf eine bisher als Gewerbegebiet 
vorgesehene Fläche verlegt wird. 
 
Außerdem wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgeführt, die die im Plan 
festgesetzten Geräuschkontingentierungen zum Ergebnis hatte. So wird sichergestellt, 
dass die vorhandene Wohnbebauung nicht zu sehr belastet wird. 
 
Die Planung resultiert aus der dringenden Notwendigkeit Flächen für  Gewerbegebiete 
im Filstal speziell in Uhingen zur Verfügung zu stellen. Speziell benötigt ein Uhinger 
Traditionsbetrieb dringend Flächen für eine Erweiterung, welche am bisherigen Standort 
nicht möglich ist. Dafür ist der Planbereich bestens geeignet, zumal er in einem 
innerörtlichen Entwicklungsbereich liegt und damit eine bauliche Ausdehnung in den 
Außenbereich vermieden wird. Damit können ortskernnahe Arbeitsplätze erhalten bzw. 
neu geschaffen werden.  
 

  
 

Boden 
Das Planungsgebiet befindet sich im Bereich der jungquartären Flusskiese und Sande. 
Diese sind von teils bis zu 1,50 m tief reichenden Auenlehmschichten überlagert. 
Daraus resultiert eine hohe Leistungsfähigkeit der oberen Bodenschichten. Dies ist auch 
aus den vorliegenden Daten der Bodenschätzung ableitbar. Für den Planungsbereich 
sind die Klassenzeichen L 3 Al 76 und L4 Al 66 gültig. Gemäß Bewertung nach „Heft 23“ 
(LUBW 2012) ergeben sich daraus für die einzelnen Bodenfunktionen folgende 
Bewertungen: 
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L3 Al 76 
Natürliche Bodenfruchtbarkeit  sehr hoch (4) 
Ausgleichskörper im Wasserkreislauf  hoch (3) 
Filter und Puffer für Schadstoffe  sehr hoch (4) 
Gesamtbewertung  hoch – sehr hoch (3,66) 
 
L4 Al 66 
Natürliche Bodenfruchtbarkeit  hoch (3) 
Ausgleichskörper im Wasserkreislauf  mittel (2) 
Filter und Puffer für Schadstoffe  hoch (3) 
Gesamtbewertung  mittel –hoch (2,66) 
 
Somit lässt sich feststellen, dass im Planungsgebiet Böden mit hoher bis sehr Wertigkeit 
vorliegen.  
Im Gebiet wurden Bohrungen durchgeführt. Der Bodenaufbau wurde festgestellt und 
dokumentiert. Selbstverständlich wird bei der Maßnahme anfallender kulturfähiger 
Boden sinnvoll verwendet. 
In welcher Form dies erfolgt, ist derzeit noch offen, muss aber auch nicht im 
Bebauungsplan geregelt werden. Auch mögliche und umsetzbare Regelungen, welche 
vom Vertragspartner akzeptiert werden, sollen in einem noch auszuhandelnden 
Kaufvertrag aufgenommen werden. 

 
 
10.  Planverwirklichung 

Folge, Verfahren und Maßnahmen zur alsbaldigen Verwirklichung. 
Mittlerweile sind die Grundstücksverhältnisse rechtlich so geordnet worden, dass die 
Umsetzung der Erschließung sowie die Bebauung der gewerblichen Fläche ab 2017 
erfolgen kann. 
 

11.  Kosten 
Die Kosten für die Bebauungsplanung trägt die Stadt Uhingen.  
Die Erschließungskosten werden durch die Grundstücksverkäufe und Beiträge 
finanziert. 
 
Aufgestellt: 
 
Uhingen, den 13. Mai 2016 
gez. Reinhard Goldmann 
Stadtverwaltung 


